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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. Juli 1962 

6 — 68000 — 5899/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäische Wirtschaftsgemeinschaft; 

hier: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaf- 
ten gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 
27. Juli 1957 zum EWG-Vertrag 


Hiermit übersende ich nach Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu 
den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) 

a) den Vorschlag der Kommission der EWG für eine Richt- 
linie über die Einzelheiten zur Verwirklichung der Nie- 
derlassungsfreiheit bei landwirtschaftlichen Betrieben, die 
seit mehr als zwei Jahren verlassen sind oder brachliegen, 

b) den Vorschlag der Kommission der EWG für eine Richt- 
linie über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
in der Landwirtschaft für Angehörige eines Mitgliedstaa- 
tes, die als Landarbeiter zwei Jahre ohne Unterbrechung 
in einem anderen Mitgliedstaat gearbeitet haben, 

c) eine Aufzeichnung des Bundesministers für Wirtschaft zu 
diesen beiden Vorschlägen. 

Der Rat der EWG hat gemäß Artikel 54 Abs. 2 EWG-Vertrag 
beschlossen, das Europäische Parlament und den Wirtschafts- 
und Sozialausschuß anzuhören. Von der Dauer des Anhörungs- 
verfahrens hängt ab, wann er sich mit den Vorschlägen be- 
fassen wird. Es muß damit gerechnet werden, daß er etwa im 
Oktober dieses Jahres beschließen wird. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Urudc: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag über eine Richtlinie 

über die Einzelheiten zur Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit bei landwirtschaftlichen Betrieben, die seit mehr als 
zwei Jahren verlassen sind oder brachliegen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag und insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2 und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit und insbesondere auf dessen Abschnitt IV F — 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit enthält für 
die Verwirklichung dieser Liberalisierung im Be- 
reich der Landwirtschaft einen besonderen Zeitplan, 
der die spezifische Natur der Tätigkeit in der Land- 
wirtschaft berücksichtigt; als erste Maßnahme ent- 
hält dieser Zeitplan die sofortige Aufhebung aller 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit für sol- 
che landwirtschaftlichen Betriebe, die seit mehr als 
zwei Jahren verlassen sind oder brachliegen, mit 
Ausnahme des Rechts auf Betriebswechsel. 

Um eine genaue Anwendung der vorliegenden 
Richtlinie zu gewährleisten, ist es angezeigt, klar zu 
definieren, was unter einem seit mehr als zwei Jah- 
ren verlassenen oder brachliegenden landwirtschaft- 
lichen Betrieb zu verstehen ist. 

Mit Rücksicht auf die im Allgemeinen Programm 
für die Liberalisierung der Niederlassung für land- 
wirtschaftliche Berufe vorgesehene Staffelung sollen 
die Begünstigten im Sinne dieser Richtlinie auch 
eine Urkunde erhalten, die den Umfang der Rechte, 
die ihnen im Aufnahmeland gewährt werden, be- 
stätigt. 

Die Bedingungen für die Niederlassung dürfen 
nicht durch Beihilfen verfälscht werden, die vom 
Herkunfts-Mitgliedstaat gegeben werden; es besteht 
jedoch keine Veranlassung, die besondere Unter- 
stützung, die bereits häufig für die Vorbereitung 
und die Verwirklichung der Niederlassung gewährt 
wird, als eine solche Hilfe anzusehen. 

Es kann zwar nicht die Aufgabe der vorliegenden 
Richtlinie sein, eine entsprechende Bestimmung zu 
treffen, aber es ist doch wünschenswert, daß die 
Mitgliedstaaten in Übereinstimmung mit den Be- 


stimmungen des Vertrages über den Warenverkehr 
die Zollerleichterungen, die sie bereits den Ange- 
hörigen anderer Mitgliedstaaten bei ihrer Einwan- 
derung als Landwirt bei der Einfuhr bestimmter Gü- 
ter, die ein Teil des Betriebskapitals sind, gewähren, 
auf sämtliche Betriebsmittel ausdehnen, die für die 
Bewirtschaftung eines landwirtschaftlichen Betriebes 
nötig sind; — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der 
in Abschnitt I des Allgemeinen Programms zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit bezeichneten Personen, nachstehend als Begün- 
stigte im Sinne dieser Richtlinie genannt, die Be- 
schränkungen für den Zugang zur selbständigen 
landwirtschaftlichen Tätigkeit und ihre Ausübung 
auf Betrieben, die seit mehr als zwei Jahre verlas- 
sen sind oder brachliegen. 

Artikel 2 

Bei der Anwendung dieser Richtlinie ist unter 
einem seit mehr als zwei Jahren verlassenen oder 
brachliegenden Betrieb jedes landwirtschaftlich 
nutzbare Grundstück — bzw. jeder Komplex von 
landwirtschaftlich nutzbaren Grundstücken — zu 
verstehen, der seit mehr als zwei Jahren nicht mehr 
bestellt worden ist und der hinsichtlich der Mindest- 
größe für landwirtschaftliche Betriebe den Merk- 
malen entspricht, die für Inländer gelten. 

Die der Wechselwirtschaft dienenden Brach- 
böden fallen nicht unter diese Begriffsbestimmung. 

Ob landwirtschaftliche oder landwirtschaftlichen 
Zwecken dienende Gebäude auf dem obengenannten 
Grundstück bzw. Grundstückskomplex vorhanden 
sind oder nicht, ist für die Begriffsbestimmung un- 
wesentlich. 

Artikel 3 

Unter diese Richtlinie fallen die Tätigkeiten, 
die in Anlage V des Allgemeinen Programms 
(Klasse 01 — Landwirtschaft der „Classification 
internationale type, par Industrie, de toutes les 
branches d'activite economique", erstellt vom Sta- 
tistischen Amt der Vereinten Nationen, Etudes Sta- 
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tistiques, Serie M. No. 4 , Rev. 1, New York, 1958) 
aufgeführt sind, und zwar insbesondere: 

a) Allgemeine Landwirtschaft, Obstbau, Samen- 
zucht, Gemüsebau, Blumen- und Zierpflan- 
zenzucht, auch in Gewächshäusern; 

b) Viehzucht. Geflügelzucht, Kaninchenzucht, 
Pelztierzucht usw.; Bienenzucht; Erzeugung 
von Fleisch, Milch, Wolle, Häuten und Pel- 
zen, Eiern, Honig. 

Schlachten, Holzverwertung, Beforstung und 
Wiederaufforstung können als Nebentätigkeiten auf 
den in Artikel 2 definierten Betrieben ausgeübt wer- 
den, wenn diese Tätigkeiten mit der jeweiligen 
einzelstaatlichen Regelung, insbesondere im Hin- 
blick auf die Bodennutzung vereinbar sind. 

Artikel 4 

1. Aufzuheben sind die in Abschnitt III des Allge- 
meinen Programms aufgeführten Beschränkungen. 

Die Mitgliedstaaten sorgen insbesondere dafür, 
daß die Begünstigten im Sinne dieser Richtlinie 
die Möglichkeit haben, unter den gleichen Bedin- 
gungen und mit gleicher rechtlicher Wirkung wie In- 
länder: 

a) jeden Betrieb, der den Voraussetzungen des 
Artikels 2 entspricht, in welcher Rechtsform 
auch immer zu erwerben, sich übergeben 
oder zueignen zu lassen, zu pachten, in Be- 
sitz zu nehmen und zu bewirtschaften; das 
Vorkaufsrecht für den Fall des Verkaufs 
des bewirtschafteten Grundstücks auszu- 
üben; 

b) alle allgemeinen oder besonderen Kredit-, 
Beihilfe- oder Subventionsmaßnahmen für 
den Kauf, die Nutzung und die Bewirtschaf- 
tung der Betriebe in Anspruch nehmen zu 
können, die den Voraussetzungen des Ar- 
tikels 2 entsprechen, einschließlich der Maß- 
nahmen, die zur Verbesserung der Agrar- 
struktur getroffen werden sollten; 

c) Mitglied oder Leiter — gleichgültig, um wel- 
che Aufgaben es sich handelt — von Genos- 
sensdiaften oder allen anderen landwirt- 
schaftlichen genossenschaftlichen Vereini- 
gungen zu sein oder solche Vereinigungen 
zu gründen, die auch Staatsangehörigen des 
Aufnahmelandes zugänglich sind. 

2. In Abweichung von Absatz 1 und bis zur Durch- 
führung der Bestimmung in Abschnitt IV F-3, 2. Satz, 
des Allgemeinen Programms behalten die Mitglied- 
staaten, die eine solche Beschränkung zur Zeit des 
Inkrafttretens des Vertrages angewendet haben, das 
Recht, den Wechsel eines Begünstigten im Sinne 
dieser Richtlinie auf einen anderen landwirtschaft- 
lichen Betrieb, der nicht den Voraussetzungen des 
Artikels 2 entspricht, von einer Genehmigung ab- 
hängig zu machen. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten erkennen den Begünstigten 
im Sinne dieser Richtlinie uneingeschränkt das Recht 


zu, sich auf verlassenen oder brachliegenden Betrie- 
ben unter den gleichen Bedingungen niederzulassen 
wie Inländer, und zwar ohne vorherige Genehmi- 
gung. 

2. Jede Verweigerung seitens der zuständigen Be- 
hörde, die sich auf das Fehlen in den Artikeln 1, 2 
und 3 vorgesehener Voraussetzungen stützt, muß 
dem Betroffenen — wenn sie rechtswirksam sein 
soll, außer im Falle arglistiger Täuschung — binnen 
höchstens 30 Tagen nach der Mitteilung eröffnet 
werden, in der dieser seine Absicht bekundet hat, 
sich als Begünstigter im Sinne dieser Richtlinie nie- 
derzulassen. 

3. Die Mitgliedstaaten eröffnen den Begünstigten 
im Sinne dieser Richtlinie den Rechtsweg gegen 
jede Entscheidung, mit der ihnen durch die zustän- 
dige Behörde die Niederlassung verweigert wird. 

4. Die Mitgliedstaaten, in denen der Zugang von 
Angehörigen anderer Mitgliedstaaten zu den in Ar- 
tikel 3 aufgezählten Tätigkeiten im allgemeinen 
vorläufig noch an die Ausstellung einer Sonderge- 
nehmigung für Ausländer gebunden ist, erteilen den 
Begünstigten im Sinne dieser Richtlinie nach Ablauf 
der in Absatz 2 genannten Frist auf deren Antrag 
kostenlos eine individuelle Bescheinigung über ihre 
besondere Rechtsstellung, aus der hervorgeht, daß 
der Antragsteller, wie in Artikel 4 vorgesehen, dem 
Inländer gleichgestellt wird. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsan- 
gehörigen zum Zwecke oder aus Anlaß ihrer Aus- 
wanderung zur Niederlassung nach der vorliegen- 
den Richtlinie keinerlei unmittelbare oder mittel- 
bare Beihilfen, gleichgültig, ob finanzieller oder an- 
derer Art, durch die eine Verfälschung der Nieder- 
lassungsbedingungen im Aufnahmeland herbeige- 
führt würde. 

2. Die folgenden Fälle gelten nicht als Verfäl- 
schung der Niederlassungsbedingungen: 

a) die verwaltungsmäßige, technische und so- 
ziale Unterstützung, die den Begünstigten 
im Sinne dieser Richtlinie zu ihrer Niederlas- 
sung im Rahmen der Zusammenarbeit zwi- 
schen Einrichtungen gewährt wird, die zu 
diesem Zweck von den zuständigen Stellen 
der Herkimfts- und der Aufnahmeländer zu- 
gelassen sind; 

b) die finanzielle oder materielle Beteiligung 
des Herkunftslandes an den Reise- und 
Transportkosten für den Auswanderer, seine 
Familienangehörigen, seine persönliche Ha- 
be, sein lebendes oder totes Inventar bis 
zur Grenze des Aufnahmelandes. 


Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission spä- 
testens 30 Tage nach der Notifizierung der vorlie- 
genden Richtlinie mit, welche Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften sowie Verwaltungspraktiken auf 
ihrem Hoheitsgebiet insbesondere für den Erwerb, 
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die Übergabe oder die Zueignung, die Pacht, die 
Nutzung und die Verwaltung verlassener oder brach- 
liegender landwirtschaftlicher Betriebe angewendet 
werden. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen zur Durchführung der vorliegenden 
Richtlinie innerhalb von einhundertundzwanzig 
Tagen nach ihrer Bekanntgabe und unterrichten die 
Kommission unverzüglich hierüber. 


Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 

Anmerkung: 

Nach Artikel 191 des Vertrages werden die Richtlinien 
durch die Bekanntgabe an die Empfänger wirksam. 
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Vorschlag über eine Richtlinie 

über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit in der 
Landwirtschaft für Angehörige eines Mitgliedstaates, die als 
Landarbeiter zwei Jahre ohne Unterbrechung in einem anderen 
Mitgliedstaat gearbeitet haben 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
dessen Artikel 54 Absatz 2 und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit, insbesondere auf dessen Abschnitt IV - F - 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungfreiheit enthält 
für die Verwirklichung dieser Liberalisierung im 
Bereich der Landwirtschaft einen besonderen Zeit- 
plan, der die spezifische Natur der Tätigkeit in der 
Landwirtschaft berücksichtigt; im ersten Teil dieses 
Zeitplans, d. h. am Ende der ersten Stufe der Über- 
gangszeit, ist vorgesehen, daß die Mitgliedstaaten 
die Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit für 
Angehörige eines anderen Mitgliedstaates aufhe- 
ben, die als Landarbeiter zwei Jahre ohne Unter- 
brechung im Aufnahmeland gearbeitet haben. 

Um eine genaue Anwendung der vorliegenden 
Richtlinie zu gewährleisten, ist es angezeigt, klar zu 
definieren, wer als Landarbeiter gilt, der als solcher 
zwei Jahre ohne Unterbrechung im Aufnahmeland 
gearbeitet hat. 

Bei der Berechnung der Mindestdauer der tat- 
sächlichen Beschäftigungszeit während dieser zwei 
Jahre, die gefordert wird, um in den Genuß der in 
der Richtlinie vorgesehenen Vorteile zu gelangen, 
muß dem besonderen naturabhängigen Charakter 
der Arbeit in der Landwirtschaft Rechnung getragen 
werden. 

Mit Rücksicht auf die im Allgemeinen Programm 
für die Liberalisierung der Niederlassung für land- 
wirtschaftliche Berufe vorgesehene Staffelung sollen 
die durch diese Richtlinien Begünstigten auch eine 
Urkunde erhalten, die den Umfang der Rechte, die 
ihnen im Aufnahmeland gewährt werden, bestätigt. 

Die Bedingungen für die Niederlassung dürfen 
nicht durch Beihilfen verfälscht werden, die vom 


Herkunfts-Mitgliedstaat gegeben werden; es besteht 
jedoch keine Veranlassung, eine dem Landarbeiter 
gewährte Unterstützung für den eventuellen Um- 
zug seiner Familie, seiner persönlichen Habe, seines 
Hausrats und seines lebenden oder toten Inventars 
als eine solche Hilfe anzusehen — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten derjeni- 
gen Angehörigen anderer Mitgliedstaaten, die als 
Landarbeiter zwei Jahre ohne Unterbrechung in- 
nerhalb ihres Hoheitsgebietes gearbeitet haben, alle 
Beschränkungen, welche der Aufnahme und Aus- 
übung einer selbständigen landwirtschaftlichen 
Tätigkeit entgegenstehen. 


Artikel 2 

(1) Als Landarbeiter im Sinne dieser Richtlinie 
gilt jede Person, die auf Grund eines Dienstvertra- 
ges eine der nachstehend in Artikel 3 bezeichneten 
Tätigkeiten gegen Entgelt ausübt. 

(2) Ein Landarbeiter hat im Sinne dieser Richt- 
linie zwei Jahre ohne Unterbrechung gearbeitet, 
wenn er als solcher innerhalb eines zusammenhän- 
genden Zeitraums von zweimal zwölf Monaten be- 
schäftigt war und hierbei innerhalb jedes zwölf- 
monatigen Zeitraums mindestens acht Monate 
tatsächlich gearbeitet hat. 

Feiertage, kurzfristiges Fernbleiben von der Ar- 
beit bis zur Dauer von sechzig Tagen wegen Krank- 
heit, Unfall oder Berufskrankheit sowie Mutter- 
schaftsurlaub, werden zur tatsächlichen Beschäf- 
tigungszeit gerechnet. 

(3) Der Umstand, daß ein Landarbeiter während 
dieses Zeitraums von zwei aufeinanderfolgenden 
Jahren seinen Wohnsitz außerhalb des Aufnahme- 
landes beibehalten hat, sowie daß ihm seine Fami- 
lienangehörigen nicht in das Aufnahmeland gefolgt 
sind oder daß er bei mehreren Arbeitgebern oder 
auf mehreren der in Artikel 3 bezeichneten Arbeits- 
gebiete tätig war, bleibt bei der Anwendung von 
Absatz 1 und 2 außer Betracht. 
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Artikel 3 

Unter diese Richtlinie fallen die Tätigkeiten, die 
in Anlage V des Allgemeinen Programms (Klasse 01 
— Landwirtschaft der „Classification internationale 
type, par Industrie, de toutes les branches d'acti- 
vite economique", erstellt vom Statistischen Amt 
der Vereinten Nationen, Etudes Statistiques, Serie 
M. No. 4, Rev. 1, New York, 1958) aufgeführt sind, 
und zwar insbesondere: 

a) Allgemeine Landwirtschaft, Obstbau, Samen- 
zucht, Gemüsebau, Blumen- und Zierpflanzen- 
zucht, auch in Gewächshäusern; 

b) Viehzucht, Geflügelzucht, Kaninchenzucht, 
Pelztierzucht usw.; Bienenzucht, Erzeugung 
von Fleisch, Milch, Wolle, Häuten und Pelzen, 
Eiern, Honig. 

c) Arbeiten in der Landwirtschaft und Tierzucht 
sowie im Gartenbau, die im Akkord oder auf 
Grund eines Dienstvertrages ausgeführt wer- 
den. 

Das Schlagen und die Bewirtschaftung von Wald 
sowie Aufforstungs- und Wiederaufforstungsarbei- 
ten können als Nebenbeschäftigung neben der Be- 
wirtschaftung der in Anwendung dieser Richtlinie 
übernommenen bzw. neu gebildeten Betriebe aus- 
geführt werden, wenn diese Arbeiten nach den in- 
ländischen Bestimmungen zulässig und namentlich 
mit dem Bodennutzungsplan vereinbar sind. 

Artikel 4 

(1) Aufzuheben sind die in Abschnitt III des All- 
gemeinen Programms aufgeführten Beschränkungen. 

Die Mitgliedstaaten sorgen insbesondere dafür, 
daß die Begünstigten im Sinne dieser Richtlinie die 
Möglichkeit haben, unter den gleichen Bedingungen 
und mit gleicher rechtlicher Wirkung wie Inländer: 

a) jeden Betrieb, der den Voraussetzungen des 
Artikels 2 entspricht, in welcher Rechtsform 
auch immer zu erwerben, sich übergeben oder 
zueignen zu lassen, zu pachten, in Besitz zu 
nehmen und zu bewirtschaften; das Vorkaufs- 
recht für den Fall des Verkaufs des bewirt- 
schafteten Grundstücks auszuüben; 

b) alle gemeinsamen oder besonderen Kredit-, 
Beihilfe- oder Subventionsmaßnahmen für den 
Kauf, die Nutzung und die Bewirtschaftung 
der Betriebe in Anspruch nehmen zu können, 
die den Voraussetzungen des Artikels 2 ent- 
sprechen, einschließlich der Maßnahmen, die 
zur Verbesserung der Agrarstruktur getroffen 
werden sollten; 

c) Mitglied oder Leiter — gleichgültig, um welche 
Aufgaben es sich handelt — von Genossen- 
schaften oder allen anderen landwirtschaft- 
lichen genossenschaftlichen Vereinigungen zu 
sein oder solche Vereinigungen zu gründen, 
die auch Staatsangehörigen des Aufnahme- 
landes zugänglich sind. 

(2) In Abweichung von Absatz 1 und bis zur 
Durchführung der Bestimmung in Abschnitt IV - F - 3, 
2. Satz, des Allgemeinen Programms behalten die 
Mitgliedstaaten, die eine solche Beschränkung zur 


Zeit des Inkrafttretens des Vertrages angewendet 
haben, das Recht, den Wechsel eines Begünstigten 
im Sinne dieser Richtlinie auf einen anderen land- 
wirtschaftlichen Betrieb, der nicht den Vorausset- 
zungen des Artikels 2 entspricht, von einer Geneh- 
migung abhängig zu machen. 

Artikel 5 

(1) Die Mitgliedstaaten erkennen den Begünstig- 
ten im Sinne dieser Richtlinie uneingeschränkt das 
Recht zur selbständigen Aufnahme und Ausübung 
aller in Artikel 3 aufgeführten Tätigkeiten unter 
denselben Voraussetzungen zu wie Inländern, und 
zwar ohne vorherige Genehmigung. 

(2) Jede Verweigerung seitens der zuständigen 
Behörde, die sich auf das Fehlen in den Artikeln 1, 
2 und 3 vorgesehener Voraussetzungen stützt, muß 
dem Betroffenen — wenn sie rechtswirksam sein 
soll, außer im Falle arglistiger Täuschung — bin- 
nen höchstens 30 Tagen nach der Mitteilung er- 
öffnet werden, in der dieser seine Absicht bekun- 
det hat, sich als Begünstigter im Sinne dieser Richt- 
linie niederzulassen. 

(3) Die Mitgliedstaaten eröffnen den Begünstig- 
ten im Sinne dieser Richtlinie den Rechtsweg gegen 
jede Entscheidung, mit der ihnen durch die zustän- 
dige Behörde die Niederlassung verweigert wird. 

(4) Die Mitgliedstaaten, in denen der Zugang von 
Angehörigen anderer Mitgliedstaaten zu den in 
Artikel 3 aufgezählten Tätigkeiten im allgemeinen 
vorläufig noch an die Ausstellung einer Sonderge- 
nehmigung für Ausländer gebunden ist, erteilen 
den Begünstigten im Sinne dieser Richtlinie nach 
Ablauf der in Absatz 2 genannten Frist auf deren 
Antrag kostenlos eine individuelle Bescheinigung 
über ihre besondere Rechtsstellung, aus der hervor- 
geht, daß der Antragsteller, wie in Artikel 4 vor- 
gesehen, dem Inländer gleichgestellt wird. 

'Artikel 6 

(1) Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsan- 
gehörigen zum Zwecke der Niederlassung nach der 
vorliegenden Richtlinie keinerlei unmittelbare oder 
mittelbare Beihilfen, gleichgültig, ob finanzieller 
oder anderer Art, durch die eine Verfälschung der 
Niederlassungsbedingungen im Aufnahmeland her- 
beigeführt würde. 

(2) Die finanzielle oder materielle Beteiligung des 
Herkunftslandes an den Reise- und Transportkosten 
für den Landarbeiter, seine Familienangehörigen, 
seine persönliche Habe, sein lebendes oder totes 
Inventar bis zur Grenze des Aufnahmelandes gilt 
nicht als Verfälschung der Niederlassungsbedingun- 
gen. 

Artikel 7 

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
spätestens 30 Tage nach Notifizierung dieser Richt- 
linie mit, durch welche Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften sowie Verwaltungspraktiken auf ihrem 
Hoheitsgebiet einem Landarbeiter die Möglichkeit 
gegeben wird, eine der in Artikel 3 aufgezählten 
selbständigen Tätigkeiten aufzunehmen. 
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(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen zur Durchführung der vorliegenden 
Richtlinie innerhalb von einhundertundzwanzig Ta- 
gen nach ihrer Bekanntgabe und unterrichten die 
Kommission unverzüglich hierüber. 

Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


N. B. Nach Artikel 191. des Vertrages werden die Richt- 
linien durch die Bekanntgabe an den Empfänger 
wirksam. 
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Aufzeichnung des Bundesministers für Wirtschaft 

zu den Vorschlägen der Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft betr. 

a) Richtlinie über die Einzelheiten zur Verwirklichung der Nieder- 
lassungfreiheit bei landwirtschaftlichen Betrieben, die seit mehr als 
zwei Jahren verlassen sind oder brachliegen; 

b) Richtlinie über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit in der 
Landwirtschaft für Angehörige eines Mitgliedstaates, die als Land- 
arbeiter zwei Jahre ohne Unterbrechung in einem anderen Mitglied- 
staat gearbeitet haben. 


Nach Artikel 52 EWG-Vertag sind die Mitglied- 
staaten zur Aufhebung der Beschränkungen der 
freien Niederlassung für selbständig Berufstätige 
verpflichtet. Die Durchführung dieser Bestimmung, 
wonach die Mitgliedstaaten ihren Angehörigen 
untereinander Inländerbehandlung zu gewähren ha- 
ben, ist in dem Allgemeinen Programm zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
1962, S. 36 ff.; nachgedruckt im Bundesanzeiger Nr. 28 
vom 9. Februar 1962) näher konkretisiert worden. 
Für den landwirtschaftlichen Bereich ist in Ab- 
schnitt IV in Verbindung mit Anlage V des Nieder- 
lassungsprogramms ein besonderer Zeitplan aufge- 
stellt worden, der den Besonderheiten dieses 
Bereiches Rechnung tragen soll. Hiernach sollen 
zunächst zugleich mit der Verabschieduung des All- 
gemeinen Programms die Beschränkungen der Nie- 
derlassung in mehr als zwei Jahre verlassenen oder 
brachliegenden landwirtschaftlichen Betrieben auf- 
gehoben werden, wobei diese Niederlassung jedoch 
nicht das Recht auf Betriebswechsel in sich schließt. 
Am Ende der ersten Stufe der Übergangszeit der 
EWG sollen ferner die Beschränkungen der Nieder- 
lassung in der Landwirtschaft für Staatsangehörige 
anderer Mitgliedstaaten aufgehoben werden, die 
zwei Jahre ohne Unterbrechung als Landarbeiter im 
Aufnahmeland gearbeitet haben. 

Die Kommission legt nunmehr die Vorschläge für 
Richtlinien zur Verwirklichung dieser Ziele vor. Die 
Mitgliedstaaten werden nach der Verabschiedung 


der Richtlinien ihr innerstaatliches Recht den in 
ihnen aufgestellten Erfordernissen anzupassen ha- 
ben. Das deutsche Recht entspricht — abgesehen 
von einigen landesrechtlichen Regelungen — den 
Anforderungen der Richtlinien bereits. 

In der Richtlinie über die Einzelheiten zur Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit bei Landwirt- 
schaftsbetrieben, die seit mehr als zwei Jahren ver- 
lassen sind oder brachliegen, wird näher bestimmt, 
was unter einem „verlassenen oder brachliegenden 
landwirtschaftlichen Betrieb'' zu verstehen ist (Arti- 
kel 2). Ferner werden die landwirtschaftlichen Tä- 
tigkeiten, die unter die Richtlinie fallen, im einzel- 
nen festgelegt (Artikel 3). Die aufzuhebenden Be- 
schränkungen der freien Niederlassung werden ent- 
sprechend dem Allgemeinen Programm zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 
aufgezählt (Artikel 4 ff.). 

Der Vorschlag für eine Richtlinie über die Ver- 
wirklichung der Niederlassungsfreiheit in der Land- 
wirtschaft für Angehörige eines Mitgliedstaates, die 
als Landarbeiter zwei Jahre ohne Unterbrechung in 
einem anderen Mitgliedstaat gearbeitet haben, ent- 
spricht weitgehend dem ersten Vorschlag. Der Kreis 
der Begünstigten (Landarbeiter, die zwei Jahre ohne 
Unterbrechung in einem Mitgliedstaat gearbeitet 
haben), die landwirtschaftlichen Tätigkeiten, für 
welche die Richtlinie Anwendung findet, sowie die 
aufzuhebenden Beschränkungen werden im einzel- 
nen näher bestimmt. 
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